
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 51/14 B 
 
L 5 R 5044/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 14 R 3266/10 (SG Heilbronn) 
 
 
 
…………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………,  
  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Mai 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   G a s s e r  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 10. Januar 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat im Beschluss vom 10.1.2014 einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Dieser macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revi-

sion in dem genannten LSG-Beschluss eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache gel-

tend. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 10.2.2014 ge-

nügt nicht der vorgeschriebenen Form, denn er hat eine grundsätzliche Bedeutung nicht ord-

nungsgemäß dargelegt (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Hierfür ist in der Beschwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung zu 

bezeichnen und schlüssig aufzuzeigen, dass diese klärungsbedürftig, in dem angestrebten Revi-

sionsverfahren klärungsfähig (entscheidungserheblich) sowie über den Einzelfall hinaus von 

Bedeutung ist (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19; Nr 22 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 5 RdNr 2 ff; Nr 9 RdNr 4 - jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerdebegründung 

ersichtlich sein, dass sich die Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus dem Gesetz 

oder der bisherigen Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der Auseinandersetzung mit den 

vorinstanzlichen Entscheidungen und sonstiger einschlägiger Rechtsprechung. Diese Anforde-

rungen, die allerdings nicht überspannt werden dürfen, sind verfassungsrechtlich unbedenklich 

(BVerfG <Kammer> SozR 4-1500 § 160a Nr 12 RdNr 3 f; Nr 16 RdNr 4 f; Nr 24 RdNr 5 ff). 

 

Das Vorbringen des Klägers wird dem nicht gerecht. Dieser führt folgende Fragestellungen als 

grundsätzlich klärungsbedürftig an: 

1. Ist bei Bewertung der Qualität einer Tätigkeit unter Anwendung des Mehrstufenmodells 
eine Abweichung des tariflichen Entgeltes der Verweisungstätigkeit gegenüber dem 
tariflichen Entgelt der zuletzt ausgeübten Berufstätigkeit zumindest dann zu berücksich-
tigen, soweit die Abweichung signifikant ist? 

2. Ist aufgrund der geänderten tarifvertraglichen Festlegungen vom BAT hin zum TVöD 
sowie TV-L eine anderweitige Beurteilung hinsichtlich der Qualität der Verweisungstä-
tigkeit geboten, als dies im Geltungsbereich des BAT der Fall war? 

 

Aus der Beschwerdebegründung wird aber schon nicht deutlich, bei der Auslegung oder An-

wendung welcher Rechtsnorm diese Fragen von Bedeutung sein können. In Bezug auf Frage 2 

erschließt sich nicht, was mit einer "anderweitigen Beurteilung hinsichtlich der Qualität der Ver-

weisungstätigkeit" gemeint sein könnte. Die Frage 1 wiederum stellt auf eine signifikante Abwei-

chung in den Entgelten ab. Der Kläger zeigt jedoch nicht auf, ob nicht bereits das Gesetz oder 

die Rechtsprechung des BSG ausreichende Hinweise zur Beantwortung der aufgeworfenen 

Fragen geben. Deren Klärungsbedürftigkeit im Grundsätzlichen ist damit nicht ausreichend dar-

getan.  
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Allein der vom Kläger bedauerte Umstand, dass sich der 5. Senat des LSG in dem angefochte-

nen Beschluss nicht näher mit einer Entscheidung des 2. Senats dieses Gerichts vom 20.2.2013 

(Az L 2 R 1704/11) auseinandergesetzt habe, vermag eine grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache nicht aufzuzeigen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der 

ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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